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§ 630c Abs. 2 S. 2 BGB nor­
miert eine Hinweispflicht des 
behandelnden Arztes bei 
Nachfrage des Patienten 
oder zur Abwendung ge­
sundheitlicher Gefahren, 
wenn für ihn Umstände er­
kennbar sind, welche die 
Annahme eines Behand­
lungsfehlers begründen. Mit 
dem Beschluss des Ober­
landesgerichts Oldenburg 
vom 25.08.2015 (Az. 5 W 
35/15) hat nun ein oberes 
Gericht erstmalig zum Um­
fang der Hinweispflicht über 
Behandlungsfehler Stellung 
bezogen und klargestellt, 
dass der Patient auch zu in­
formieren ist, wenn keine 
Umstände erkennbar sind, 
die die Annahme eines Be­
handlungsfehlers begrün­
den können (sogenannte 
Negativauskunft).

Der Fall

Der Beklagte leitete als 
behandelnder Arzt die Ent­
bindung der Klägerin, die  
per Kaiserschnitt erfolgte. 
Einen Tag später wurde bei 
dem neugeborenen Mäd­
chen unter anderem eine 
Femurfraktur diagnostiziert. 

Die Eltern baten den Arzt  
mit insgesamt drei Schrei­
ben (unter Berufung auf 
§ 630c BGB) im Namen ihres 
Kindes um Mitteilung, ob er 
von einem Behandlungs­
fehler ausgehe. Der betrof­
fene Arzt reagierte jedoch 
nicht. Daraufhin verklagte 
das Kind, vertreten durch 

seine Eltern, den Arzt vor 
dem zuständigen Landge­
richt auf Auskunft. 

In der mündlichen Verhand­
lung gab der Arzt zu Proto­
koll, dass ihm keine Um­
stände bekannt seien, die 
auf einen Behandlungsfeh­
ler hindeuteten. Daraufhin 
erklärte die Klägerin den 
Rechtsstreit für erledigt. Der 
beklagte Arzt schloss sich 
diesem Antrag an, sodass 
das Gericht „nur“ noch über 
die Kosten des Rechtsstreits 
zu entscheiden hatte. Mit 
der Begründung, dass für 
den beklagten Arzt keine 
Hinweise auf einen Behand­
lungsfehler erkennbar ge­
wesen seien und ihn eine 
Recherchepflicht nicht tref­
fe, wurden die Kosten vom 
Landgericht der Klägerin 
auferlegt. Gegen diese Kos­
tenentscheidung richtete 
die Klägerin ihre sofortige 
Beschwerde und hatte teil­
weise Erfolg.

Die Entscheidung

Das Oberlandesgericht Ol­
denburg hob die Kosten ge­
geneinander auf, das heißt 
jede Partei trägt ihre außer­
gerichtlichen Kosten selbst 
sowie die Gerichtskosten je 
zur Hälfte. Nach Ansicht des 
Oberlandesgerichts um­
fasst die Auskunftspflicht 
aus § 630c Abs. 2 S. 2 BGB 
auch die Mitteilung an den 
nachfragenden Patienten, 
dass für den Behandelnden 
keine behandlungsfehler­

begründenden Umstände 
erkennbar sind (sogenannte 
Negativauskunft). Zwar er­
wecke der Wortlaut den 
Eindruck, dass eine Aus­
kunftspflicht erst durch das 
Vorliegen derartiger Um­
stände ausgelöst werde. 
Dies sei aber nur zutreffend, 
soweit es um die Pflicht zur 
wahrheitsgemäßen Offen­
barung der behandlungs­
fehlerbegründenden Um­
stände gehe. Daneben be­
gründe §  630c Abs. 2 S. 2 
BGB einen Anspruch des 
Patienten, auf Nachfrage 
auch dann entsprechend 
informiert zu werden, falls 
der Behandelnde keine An­
haltspunkte für Behand­
lungsfehler hat. 

Das erklärte Ziel des Ge­
setzgebers bei der Einfüh­
rung der Hinweispflicht 
nach § 630c Abs. 2 S. 2 BGB 
war die Stärkung der Rechte 
von Patienten; Behandeln­
der Arzt und Patient sollen 
auf Augenhöhe gebracht 
werden. Mit diesem Zweck 
sei es unvereinbar, wenn der 
Behandelnde die Nachfrage 
des Patienten, ob für ihn 
Umstände erkennbar seien, 
die einen Behandlungsfeh­
ler begründen, einfach un­
beantwortet lassen könnte. 

Der Patient könne nicht er­
kennen, ob auf seine Nach­

frage nur deshalb nicht re­
agiert wird, weil der Behan­
delnde keine Anhaltspunkte 
für einen Behandlungsfehler 
hat oder ob er ihm bekannte 
Umstände nur nicht preisge­
ben möchte. Diese Ungewiss­
heit könnte der Patient nur im 
Rahmen eines Klageverfah­
rens beseitigen. Dabei liefe 
der Patient jedoch im Falle 
des Unterliegens oder – wie 
hier – der Erledigung Gefahr, 
die Kosten für eine Klage zu 
tragen, die er nur anstrengte, 
weil seine vorherigen An­
fragen vom Behandelnden 
ignoriert wurden. 

Fazit

Die mit dem Patientenrech­
tegesetz neu eingeführte 
Hinweispflicht nach § 630c 
Abs. 2 S. 2 BGB wurde erst­
mals durch eine obergericht­
liche Entscheidung dahin­
gehend konkretisiert, dass 
der behandelnde Arzt auf 
Nachfrage oder zur Abwen­
dung gesundheitlicher Ge­
fahren nicht nur Umstände 
offenbaren muss, die die An­
nahme eines Behandlungs­
fehlers begründen. Vielmehr 
schuldet er auch eine Nega­
tivauskunft. 

Wer Anfragen von Patienten 
ignoriert, setzt sich neben 
möglichen berufsrechtlichen 
Folgen erheblichen Prozess- 
und damit auch Kostenrisi­
ken aus.

Alles was Recht ist …
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